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diese Voraussetzungen des Polizeirechts und die gerichtliche Kontrolle der 

Verwaltungsgerichte. 

Es ist systemwidrig, die Anforderungen an die Datenweitergabe an Dritte 

niedriger anzusetzen als die Anforderungen an polizeiliche Maßnahmen. 

Das Tatbestandsmerkmal der "Abwehr erheblicher Nachteile", § 29 Abs. 1 

Nr. 2 PoIG, wird ansonsten nicht beachtet. 

(3) Die im Ermittlungsverfahren erhobenen Daten dürfen grds. nur zu repressi­

ven Zwecken verwendet werden. Nach den Datenschutzgesetzen darf grds. 

keine Datenweitergabe ohne Einwilligung erfolgen, sonst nur wenn sie er­

forderlich und gesetzlich geregelt ist und nur zu dem Zweck, zu dem sie er­

hoben wurden (datenschutzrechtlicher Zweckbindungsgrundsatz) . Der 

Zweckbindungsgrundsatz wäre verletzt, wenn ursprünglich repressiv erho­

bene Daten präventiv Verwendung finden, da die Datenerhebung 

(Personalienfeststellung und Einleitung Ermittlungsverfahren) ursprünglich 

rein zur Strafverfolgung , also repressiv, erfolgte. Die Weitergabe an die ZIS 

dürfte daher nur zu diesem Zweck erfolgen. Die in der Praxis gepflegte "Ket­

tenübermittlung" (ermittelnde Polizeibehörde-LiS/ZIS-DFB) umgeht den 

Zweckbindungsgrundsatz, wenn die Datenweitergabe nicht zu repressiven, 

sondern gefahrenabwehrrechtlichen oder privaten Zwecken erfolgt. 

Die Datenweitergabe im Ermittlungsverfahren zu repressiven Zwecken ist 

auch nur im Ausnahmefa ll und unter strengen Voraussetzungen nach der 

Strafprozessordnung zulässig, z.B. bei der Öffentlichkeitsfahndung, § 131 b 

stopp. 

(4) Eine "Umwidmung" des Zweckes (von repressiv auf präventiv) und Weiter­

gabe personenbezogener Daten an Personen außerhalb der öffentlichen 

Verwaltung ist nur nach der Maßgabe des (eng auszulegenden) § 481 StPO 

und nur durch die Staatsanwaltschaft möglich. Der Anwendungsbereich ist 

auf extreme Einzelfälle beschränkt (z. B. Vermisstensuche, Warnung vor 

entwichenem Gewalttäter). Und für eine solche "Umwidmung" ist in jedem 

Fall eine Einzelfal lprüfung durchzuführen, wenn diese nicht erfolgt, liegt ein 

Ermessenfehler vor. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass es sich bei den 

'Ite 



Rechtsa nwälte 

I 
Schreiben vom 27.03.2014 - Seite 10 

übermittelten Daten um datenschutzrechtlich besonders sensible Daten 

handelt. Aber auch wenn eine solche "umgewidmete" Datenweitergabe an 

Private überhaupt zulässig wäre müsste sich diese gemäß § 481 StPO nach 

Maßgabe der Polizeigesetze richten, und wie bereits ausgeführt, fehlt es in­

sofern an der "Erforderlichkeit" der Datenweitergabe, weil der Polizei eigene 

Instrumente (Aufenthalts-/Betretensverbote) zur Verfügung stehen. 

(5) Ausgeschlossen ist nach dem Wortlaut des § 481 StPO die Datenübermitt­

lung für rein private Zwecke. Hierzu ist anzumerken, dass das privatrechtli­

che Stadionverbot einen Unterfall des Hausverbots darstellt und sich aus 

der Verkehrssicherungspflicht ableitet, mithin also einem privaten Zweck. 

Soweit die Polizeibehörden sich darauf berufen, dass das Stadionverbot 

"rein privatrechtlich" sei , läge eine Übertragung aus einem rein privaten 

Zweck vor und wäre schon aus diesem Grund ausgeschlossen. Selbst wenn 

man aber unterstellt, dass die Datenübertragung der Polizei auch gefahren­

abwehrrechtliche Zwecke verfolgt, so wäre dennoch nicht die Polizei , son­

dern die Staatsanwaltschaft für diese Entscheidung zuständig. 

(6) Der Polizeivollzugsdienst ist während laufender Strafverfahren nicht berech­

tigt, "von Amts wegen" Informationen an die Vereine herauszugeben. Wäh­

rend laufender Strafverfahren beurteilt sich die Datenübermittlung nicht 

nach polizeirechtlichen Vorschriften, sondern nach der Strafprozessordnung 

(§ 474 ff. StPO). Eine Informationsweitergabe durch den Polizeivollzugs­

dienst ist demnach allenfalls auf entsprechenden Antrag und unter Darle­

gung eines berechtigten Interesses möglich (§ 475 StPO). Hierüber hat die 

Staatsanwaltschaft zu entscheiden und nicht der Polizeivollzugsdienst (§ 

478 StPO). Verstöße hiergegen verletzen das Recht auf informationelle 

Selbstbestimmung - und sind unter Berücksichtigung des § 203 Abs. 2 StGB 

i.v.m. § 353b StGB unter Strafe gestellt. Ferner ist zu bedenken, dass der 

Staat im Fall unberechtigter Datenübermittlung mit Amtshaftungsansprü­

chen der Betroffenen rechnen muss. 

b. Weitergabe personenbezogener Daten durch die ZIS ohne Landesbezug 
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Diese Datenweitergabe durch ZIS ist hinsichtlich der Sachverhalte, die sich 

nicht in Nordrhein-Westfalen zugetragen haben, darüber hinaus unzulässig , da 

keine landesrechtliche Aufgabeneröffnung vorliegt. Es fehlt somit erkennbar an 

einer Ermächtigungsgrundlage. Interessanterweise zählt die ZIS auch selbst die 

Datenweitergabe offenkundig nicht zu ihren Aufgaben. 

Die ZIS ist eine Landesbehörde, die Eingriffshandlungen - dazu gehört die 

Wiedergabe persönlicher Daten - nur vornehmen darf, wenn hierzu eine 

Rechtsgrundlage besteh!. Das PoIG-NRW bietet keine ausreichende Rechts­

grundlage, um in anderen Bundesländern gewonnene personenbezogene Da­

ten an Dritte weiterzuleiten, da es bereits an der Aufgabeneröffnung fehl!. " 

Dass die Polizeibehörden eine "Zuständigkeit" von Vereinen für die Verhängung 

von Stadionverboten prüfen und danach den Weg der Datenweitergabe festle­

gen könnten, wie der Hamburger Senat meint, ist unzutreffend. Dies folgt schon 

daraus, dass es sich - wie ausgeführt - bei den SV-RL nicht um ein Gesetz 

handelt. Zudem aus der Tatsache, dass es allein den Vereinen obliegt, ob 

überhaupt Stadionverbote ausgesprochen werden." 

c. Nachberichtspflicht 

Soweit Polizeibehörden Daten übermitteln, ist die mitteilende Behörde zur un­

verzüglichen Datenberichtigung verpflichtet, § 32 Abs. 4 PolG NRW. 

Soweit die Behörde Mitteilung hinsichtlich der Einleitung von Ermittlungsverfah­

ren an Dritte gemacht hat, ist sie zur unverzüglichen Mitteilung einer ergange­

nen Einstellungsverfügung von Amts wegen verpflichtet. Denn Daten sind un­

richtig , wenn Sie den tatsächlichen Gegebenheiten nicht entsprechen. Dies gilt 

auch, wenn sich die Gegebenheiten ändern und daher die Daten unrichtig wer­

den. 13 So verhält es sich bei der Einstellung eines Ermittlungsverfahrens. 

11 Antwort der Bundesregierung, BT-Drs. 17/9003, S. 6 (Es handelt sich um Länderaufgaben) ; Antwort 
des Senats der Freien und Hansestadt Hamburg, Brgst.-DRs. 20/6428,15.01.2013 , S. 3. "Die Daten 
werden grundsiltzlich über die Zentrale Informationsstelle Sporteinsätze (ZIS) dem DFB übermittelt, 
soweit der DFB für die Erteilung des Stadionverbots zustilndig ist. " 
12 LT-N RW-Drs. 16/5199, Antwort vom 07.03.2014, S. 2 
13 Lisken/Denninger, Handbuch des Polizei rechts, 5. Aufiage, G, Rn 409 


